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Feministischer Juristinnentag

Der diesjährige Feministische Juristinnentag findet vom 18. -

20. Mai in Hamburgstatt. Das Programmbietet ein breites An-

gebot an Arbeitsgemeinschaften und Foren, die sich mit so

unterschiedliichen Themen wie Gender Mainstreaming,

Frauenstrafvollzug, der Rentenform, Feministischer Rechts-

theorie, dem geplanten Gewaltschutzgesetz oder der Repro-

duktionsmedizin beschäftigen. Weitere Informationen findet

ihr im Internet unter www.feministischer-juristinnentag.de.

Anmeldung bei Heike Brodersen, Tel. 040/ 355371-0, Fax: -

22, oder bei Marjam Samadzade marjamsamadzade@hot-

mail.com.

Bürgerschaft und Differenz
Desweiteren findet am 31.5. und 1.6. in Berlin die Tagung

“Bürgerschaft und Differenz - Politische und rechtliche Stra-

tegien gegen Diskriminierung” statt, auf der es um eine pra-

xisorientierte Diskussion um “Rasse” und “Geschlecht” im

Recht gehensoll. Veranstalter sind das Projekt “Feministische

Rechtswissenschaft” an der HU Berlin, die Heinrich-Böll-Stif-

tung und der DeutscheJuristinnenbund.

Kontakt: Heinrich-Böll-Stiftung, Fax: 030-28534109; E-mail:

Karin.Joggest@boell.de.

 

Rezension
   
Diskriminierung und Legitimitätsverlust des
Rechts
David Cole, No Equal Justice - Race and Classin the Ameri-

can Criminal Justice System, The New Press, New York, N.Y.

1999, $ 14.95, www.thenewpress.com

“Sie haben das Recht zu schweigen. Sollten Sie von diesem

Recht keinen Gebrauch machen, kann alles, was Sie sagen,

vor Gericht gegen Sie verwendet werden. Haben Sie ver-

standen?” Diese aus unzähligen Kriminalfilmen geläufige For-

mel wird tagtäglich Tausenden von Straftatverdächtigen in

den USA vorgehalten. Hieraus könnte man schließen, daß die

sog. Miranda-Warnung!' geeignet sei, dem von Verfassungs

wegen garantierten Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz

auchin der Verfassungswirklichkeit Geltung zu verschaffen.

Tatsächlich aber wird häufig mit der Beweiserhebungfortge-

fahren, obwohlsich die Verdächtige auf ihr Schweigerecht be-

rufen hat; vor Gericht kann dannein so erlangtes Geständnis

aufgrund des bloßen Vorhandenseinseiner Belehrungspflicht

verwertet werden.

Für David Cole (Georgetown University)stellt eine solche An-

wendung der Miranda-Warnung nurein Beispiel dar für die

Diskrepanz von Verfassungsrecht und Verfassungswirklich-

keit, die in den USA zueiner Diskriminierung unterprivilegier-

ter Schichten und Ethnien geführt habe. Das Besondere an

seinem Buchist jedoch, daß er nicht nur beklagt, man habe

die diskriminierende Anwendung desStrafrechts ignoriert

odernicht hinreichend bekämpft, sondern postuliert, sie sei

dem amerikanischenStrafrechtssystem inhärent, ja es könne

ohnediese garnicht funktionieren.

Diskriminierung
Cole beschreibt in schonungsloser Weise die gegenwärtige

Situation des amerikanischenStrafrechtssystems, in dem An-

gehörige unterprivilegierter Schichten und Ethnien überpro-
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portional häufig mit dem Gesetz in Konflikt geraten. Beson-

ders verheerendstelle sich die Situation für schwarze männ-

liche Amerikaner dar. 1995 verbüßte jeder Dritte Afroameri-

kaner im Alter von 20 bis 29 eine Gefängnis- oder Be-

währungsstrafe. Auf jeden farbigen Hochschulabsolventen

kommenlandesweit 100 (!) Afroamerikaner, die verhaftet wer-

den. Aber auch auf legislatorischer Ebene fändensich er-

staunliche Differenzierungen. Im (vorrangig von Weißen be-

setzten) US-Kongreß einigte man sich auf hundertmal(!)

höhere Strafen im Zusammenhangmit Crack-Kokain als für

Besitz und Weitergabe von reinem Kokain. Während 90% der

Crack-Kokaindelikte von Afroamerikanern begangen werden,

sind es bei reinem Kokain nur 20%.

Verfassungsdogmatischer Hintergrund
Nach Cole ist diese Entwicklung das Ergebnis einer unge-

rechten, d.h. ungleichen Aufhebung des Widerspruchs zwei-

er konfligierender Rechtsgüter von Verfassungsrang zu La-

sten der unterprivilegierten Gruppen. Es stündensich einer-

seits die Schutzpflicht des Staates, Leib, Leben und Eigentum

seiner Bürgerinnen durch ein funktionierendes Strafrechtssy-

stem zu bewahren, sowie andererseits das Freiheitsrechtje-

der Beschuldigten aufeinfaires Verfahren, dassie nicht zum

Objekt staatlichen Handelns macht, gegenüber. Bei der Über-

legung, wie eine solche praktische Konkordanz der wider-

streitenden Interessen aussehensollte, unterscheide mantra-

ditionell ein konservatives undein liberales Lager. Während

letzteres im Zweifel den Freiheitsrechten mehr Raum ge-

währen will, betont ersteres stärker die Schutzpflicht des Staa-

tes vor Rechtsbrecherinnen. Selbst wennsich beide Ansich-

ten kaum darauf einigen könnten, wo genau man die Grenze

zwischen Schutzpflichten und Freiheitsrechten ziehensollte,

so bestehe wenigstens Konsens darüber, daß diese Linie für

alle Bürgerinnen gleichermaßenGeltung beanspruchen müs-

se. Es sei also ein evidentes Gebot der Gerechtigkeit, daß

Freiheitsrechte nicht zu Lasten einer Bevölkerungsgruppe

stärker beschränkt werden dürfen, um das Schutzniveau für

eine andere zu erhöhen, ohne daß auchdiesegleichzeitig ei-

ne Einschränkungindividueller Freiheit erfahren. Doch ist

nach Cole genau dies in den USA derFall. Die gegenwärtige

Strafverfolgungspraxis, die auf ein hartes Durchgreifen gegen

Verbrecherinnen setzt, werde von der weißen Mehrheit nur

deshalb gebilligt, weil sie überproportional davon profitieren

(d.h. ihre Rechtsgüter geschützt werden und/oder sich zu-

mindest ihr subjektives Sicherheitsgefühl erhöht), ohne daß

sie auch deren Kosten in Form der Einschränkung vonFrei-

heitsrechten erdulden müßten. Die weiße Bevölkerungsmehr-

heit kann sich die mit der Masseninhaftierung einhergehen-

den “Kosten”für die individuelle Freiheit nur deshalb leisten,

weil die Mehrheit der Gefangenennicht weißist.

Legitimitätsverlust des Rechts
Die Praxis dieser tatsächlichen Ungleichbehandlung in Aus-

führungeiner auf formaler Gleichbehandlung fußendenStraf-

rechtsordungleiste nicht nur rassenbezogenen Ressenti-

ments Vorschub, sondern untergrabe die Akzeptanz des un-

hintergehbaren Grundsatzes, daß das positivierte (Straf-)

Rechtzum Schutze der vom Gesetzgeberdefinierten Rechts-

güter gelten soll. Diese Unterminierung der Legitimität des

Strafrechtssystemsführe somit zu erhöhter Straffälligkeit bei

den von den doppelten Standards negativ betroffenen Grup-

pen, womit die herrschende Praxis selbst die Realität erzeu-

ge, die zu bekämpfensie angetretensei.



“community-based criminal justice policy”
Als Ausweg ausdieser moralisch und pragmatisch unhaltba-

ren Situation fordert Cole zunächstlediglich, das Problem zu

erkennen und die doppelten Standards als solche zu benen-

nen. Die Wiederherstellung der Legitimität des Strafrechtssy-

stemsseiallerdings nur im Wege der Prävention und Durch-

setzung desstaatlichen Strafanspruchs unter Einbeziehung

der kommunalen Ebeneerreichbar.

Die Straffälligen müßten von Mitgliedern ihres sozialen Um-

feldes zur Rechenschaft gezogen werden. Strafe könne dort

ihre reintegrative Wirkung entfalten, wo sie die Delinquentin-

nenals Mitglieder einer Gemeinschaft betreffe, ohne sie aus

dieser auszustoßen. Als Beispiel nennt Cole das Prinzip der

Beschämung als mögliche Strafsanktion (“shaming penal-

ties”). Indem die Gemeinschaft ihr moralisches Unwerturteil

über die Tat zum Ausdruck bringt, zeige sie gleichzeitig, daß

sie die Delinquentin gleichwohl als ihr Mitglied betrachte. Für

die Straffälligen wiederum habe die Angst vor der beschä-

mendenStrafe ein hohe spezialpräventive Wirkung, dasie ihr

unmittelbar ausgesetzt seien und ihr nur schwerlich entkom-

men könnten.

Die gegenwärtige Praxis der Masseninhaftierung hingegen

verfehle nicht nur eine Läuterung derStraffälligen, sondern

zerstöre auch deren Anbindung aneinintaktes soziales Um-

feld. Bei diesem Ansatz einer moralisch aufgeladenen Sank-

tionierung vonStraftaten wird Kritik laut an einer individuali-

stisch-liberalen Konzeption derStrafe, die die Prinzipien der

Verfassung nur für Wenige im Alltag bewahrt, gleichzeitig

aber zu einer Exklusion breiter Bevölkerungsschichtenführt.

Somit macht sich Cole auf der Ebene des Verbrechens-

bekämpfung die kommunitaristische Kritik am Liberalismus ?

zu eigen, nach der sich in den USA eine Gesellschaft her-

ausgebildet habe, deren Gerechtigkeitsvorstellung sich nur

auf atomisierte, voneinanderisolierte und nur ihrem Eigenin-

teresse verpflichteten Individuen stütze und auf diese Weise

beharrlich ihre eigenen Grundlagen untergrabe.® Die Funkti-

onsfähigkeit der liberalen Gesellschaft könnelangfristig nur

durch einen ausgeprägteren Bürgersinn, mehrsolidarisches

Engagement und eine Besinnung auf gemeinsame Tugenden

aufrechterhalten werden.* Zugespitzt geht es hierbei um die

Ersetzung derliberalen Grundidee gleicher Rechte undFrei-

heiten durch eine noch zu präzisiereende Gemein-

schaftsethik.>

Bedenken
Dieser kommunitaristische Ansatz erscheint mir jedoch inso-

fern problematisch, als er die gesellschaftliche Ausdifferen-

zierung von Recht und Moral in Fragestellt. Im 18. Jahrhun-

dert begann man, Recht als auf externen und Moral als auf

internen Zwängenberuhende Handlungssteuerung zu unter-

scheiden.$ Als vorher Moral mit (zumeist religiös abgeleite-

tem) Recht gleichzusetzen war, gab es keinen Lebensbe-

reich, der nicht dem obrigkeitlichen Zugriff offengestanden

hätte. Erst durch deren Trennung wurde es dem Individuum

ermöglicht, sich staatlicher Sanktionierung zu entziehen und

es entstanden rechtsfreie Räume.’ Ein Strafrechtstatbestand

bestimmt ebennicht nur positiv, was strafbarist, sondern um-

grenzt gleichzeitig negativ den Zugriffsbereich staatlicher

Macht.

Definiert man Moral nunmehr als eine besondere Art von

Kommunikation, die Hinweise auf Achtung oder Mißachtung

einer Personals ganze mitführt,® hat das kommunitaristische

Postulat einer Remoralisierung des Rechts weitreichende

Konsequenzen für den Freiheitsraum des Individuums. Mo-
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ralisch aufgeladene, beschämendeStrafe, die von Mitglie-

dern des sozialen Umfelds der Delinquentin exekutiert wird,

spricht dann ein Unwerturteil nicht überdie Tat, sondern über

den Täter als Person und läßt mithin keinen Lebensbereich

unberührt von staatlicher Sanktion. Es bleibt also zu beach-

ten, daß “nur wenn das Recht gegen die unbeständige Flut

und Ebbe moralischer Kommunikation differenziert und von

ihr an Hand rechtseigener Geltungskriterien unterscheidbar

ist, können auch die Tatsachen spezifiziert und gegen eine

Gesamtbeurteilung der Person abgegrenzt werden,auf die es

in Rechtszusammenhängen ankommt".>

Über diese Bedenkenhinausist unklar, wer überhaupt den

moralischen Strafgehalt festlegen oder die Modalitäten seiner

Anwendung bestimmensollte, ohne daß dies einer demokra-

tischen Legitimierung entbehre. Denn über Moralläßt sich be-

kanntlich trefflich streiten. Bei der Umsetzung der von Cole

propagierten Alternativen zur polarisierenden "zero toleran-

ce”-Politik ist also die Begrenzungsfunktion des Rechts ernst

zu nehmenundseiner ausufernden Remoralisierung entge-

genzuwirken. ö

Tobias Bender studiert Jura in Hamburg und ist unter

tobias_bender@yahoo.com erreichbar.
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